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Dr. Fritz Frantzioch

Richter am Oberlandesgericht

Hanseatisches Oberlandesgericht

Stellungnahme

zum Entwurf eines Zweiten Seeschifffahrtsanpassungsgesetzes

(Bundestags-Drucksache 14/6455)

und dem Entwurf eines Seeunfalluntersuchungsgesetzes

(Bundestag-Drucksache 14/6892)

Zu den schriftlichen Fragen für die Anhörung des Ausschusses für Verkehr, 

Bau- und Wohnungswesen 

am 14. November 2001

Fragenkatalog

I. Fragen der Fraktionen von SPD und Bündnis90/Die Grünen

1. Halten Sie den Gesetzentwurf für vereinbar mit 

· dem deutschen Verfassungsrecht?

· dem Deutschen Verwaltungs- und insbesondere Verwaltungsver-fahrensrecht?

· dem geltenden EG-Recht einschließlich der Richtlinie 1999/35/EG?

· dem geschriebenen und ungeschriebenen Völkerrecht?
Aus meiner Sicht bestehen keine rechtlichen Bedenken. Im Hinblick auf das deutsche Verfassungsrecht, das deutsche Verwaltungsrecht und das Völkerrecht.

Zum EG-Recht:

Die Richtlinie 1999/35/EG verlangt die Anbindung bestimmter Vorschriften IMO-Code für Unfälle von bestimmen Schiffen. Der vorgelegte Gesetzentwurf der Bundesregierung hat diese Vorschriften inhaltlich nicht umgesetzt, sondern vorwiegend durch die Verweisung auf das Flugunfalluntersuchungsgesetz geregelt. Das verursacht Unklarheiten und erschwert das Verständnis. Doppelte Verweisungen vergrößern die Schwierigkeiten der Anwendung und Auslegung. 

Die häufige Verweisungstechnik erstreckt sich fast auf den gesamten Abschnitt 3 dieses Gesetzesentwurfes und erschwert sein Verständnis doch erheblich. Ein sachliches Motiv hierfür erschließt sich mir nicht.

Ich habe Bedenken, ob dieser Gesetzesentwurf mit dem allgemeinen Grundsatz der Klarheit und der Verständlichkeit von Gesetzen vereinbar ist. 

2. Reicht insbesondere die Erweiterung und Umwandlung des bisherigen § 24 a SeeUG in den Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs aus, um den Anforderungen des IMO-Codes für die Untersuchung von Unfällen von Vorkommnissen auf See zu genügen?

Das würde rechtlich genügen. Die Neufassung sollte aber nicht in den Abschnitt 3 des Gesetzentwurfes übernommen werden, sondern sie könnte bereits durch einen neuen Satz 3 des § 2 Abs. 1 SeeUG 85 umgesetzt werden. § 24 a SeeUG 85 könnte entfallen.

§ 2 Abs. 1 SeeUG 85 würde lauten: 

(1) Seeunfälle nach § 1 werden nach diesem Gesetz untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt. Ein öffentliches Interesse liegt stets vor, wenn die Bundesrepublik Deutsch​land durch internationale Überein​kom​men zur Untersuchung verpflichtet ist.

Das Seeamt hat bei der Untersuchung von Seeunfällen an denen ausländische Schiffe beteiligt oder von denen ausländische Interessen betroffenen sind, die dafür geltenden Regeln des IMO-Codes A.849(20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen.

Großbritannien und Dänemark haben die Anforderungen dieser EG-Richtlinie mit ähnlich kurzen Formulierungen erfüllt. 

Mit dieser Ergänzung oder einer entsprechenden Neufassung von § 24 a SeeUG 85 wäre allen aktuellen internationalen Forderungen entsprochen. Der Gesetzesentwurf könnte ohne Dringlichkeit auf zweckmäßige und wünschenswerte Änderungen und Ergänzungen überprüft werden. Bei Bedarf könnten Ausführungsbestimmungen in die Dienstanweisung zum Seeunfalluntersuchungsverfahren (DASeeUVf, Stand 08.12.1999) übernommen werden.

3. Welche Ausrichtung hat der moderne seefahrtsbezogene Unfalluntersuchungsstandard im internationalen Maßstab und insbesondere welche Bedeutung hat die Abkehr von einer „Culture of Blame“ für die Zusammenarbeit der Staaten und für die Fortentwicklung der internationalen Sicherheitskultur auf See?

Der moderne Untersuchungsstandard ist auf die internationale Zusammenarbeit bei Schiffsunfällen ausgerichtet. Dies – und damit auch die Beschreibung einiger wesentlicher Prinzipien für nationale Untersuchungsverfahren – ist der erklärte Zweck des IMO-Codes.

Es gibt keine Abkehr von einer „Culture of Blame“. Dieser Begriff, der sich in der Begründung zum Gesetzesentwurf findet, wird nicht weiter definiert. Wenn mit „Blame“ „persönliche Vorwerfbarkeit“ gemeint sein soll, stößt diese behauptete Abkehr auf große Bedenken, denn die Feststellung von Unfallursachen ist ohne Erforschung des persönlichen Verhaltens der Beteiligten rein logisch nicht möglich: Da das Verhalten einer Person zu einem Unfall geführt hat, war es objektiv falsch oder fehlerhaft. Die präventive Mission der Untersuchung ginge ins Leere, wenn nicht auch geklärt und beschrieben würde, ob und gegen welche Gesetze oder Regeln verstoßen wurde; diese Feststellung ist daher notwendiger Bestandteil der Untersuchung.

Nach meinen Informationen ist die weltweit als beispielhaft anerkannte US Coast Guard gesetzlich ausdrücklich verpflichtet, „Blame“ zu untersuchen und festzustellen, desgleichen die in Asien dominierende japanische Organisation.

4. Welche Folgen hat die weitere Verzögerung der Umsetzung der EG-Richtlinie 1999/35/EG?

Meines Erachtens keine. Eine Neufassung von § 2 oder § 24 SeeUG 85 ermöglicht kurzfristig die Umsetzung. Siehe oben Nr. 2. Wird der EU-Kommission mitgeteilt, dass eine Umsetzung durch Gesetz eingeleitet und eine gesetzliche Regelung absehbar ist, ist nicht mit einer formellen Mahnung oder gar einem Vertragsverletzungsverfahren seitens der EU-Kommission zu rechnen. 

5. Wie arbeitet die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung?

a) Wie tragen die aus den Unfallberichten gewonnen Erkenntnisse zur Unfallvermeidung bei?

b) In welcher Form werden die Rechte der Beteiligen, insbesondere der Anspruch auf rechtliches Gehör, bei dem Verfahren zur Untersuchung von Flugunfällen gewahrt?

c) Wären mit dem heutigen System der Flugunfalluntersuchung öffentliche mündliche Verhandlungen vereinbar?

d) Inwieweit können bei der Flugunfalluntersuchung Fachwissen und Erfahrungen Privater nutzbar gemacht werden?

e) Wie können Flugunfälle aufgrund des „menschlichen Faktors“ besser vermieden werden?

f) Wie ist die Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei der Flugunfalluntersuchung zu bewerten?

g) Halten Sie eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die FLUU für sachgerecht?

Dies sind Fragen, die sich speziell an den Sachverständigen der Flugunfalluntersuchung richten. Ich gehe davon aus, dass diese von ihm beantwortet werden. 

Zu g): Ich halte diese Anlehnung nicht für sachgerecht. Die FLUU ist insgesamt auf die Technik der Flugzeuge und ihre Funktion zugeschnitten. Antrieb, Lenkung und Navigation sind hochkomplizierte technische Systeme; Unfälle beruhen zumeist auf technischen Störungen oder Ausfällen, nicht auf menschlichem Versagen. Es gibt weltweit nur verhältnismäßig wenige Hersteller; Typen und Modelle sind weit verbreitet. Auf diese Grundlage beruht auch die weitgehend normierte und verbindliche internationale Regelung.

Seeschiffe werden nicht in Serie gebaut, technische Mängel als Unfallursache sind selten. 85 Prozent aller Seeunfälle beruhen primär auf menschlichem Verhalten. Schiffs- und Flugzeugunfälle sind grundverschieden, ihre Gleichsetzung ist nicht sachgerecht.

6. Bei welchen Unfällen im öffentlichen Bereich (Verkehr, öffentliche Veranstaltungen, einstürzende Gebäude usw.) ist in Deutschland vorgeschrieben, dass die amtlich untersuchende, für die Sicherheitsvorsorge zuständige Verwaltung 

a) auf Antrag eines an dem Unfall Beteiligten tätig werden,

b) vor Verwertung ihrer Erkenntnisse eine öffentliche Verhandlung durchführen muss?
Hier verfüge ich nicht über die erforderlichen Kenntnisse. Offensichtlich hat für solche Maßnahmen jedoch kein Bedarf bestanden, sonst wäre wohl der Gesetzgeber bemüht worden. 

Für die Seeunfalluntersuchung ist seit 123 Jahren (seit 1878) eine öffentliche Verhandlung vorgeschrieben, sie wird seither praktiziert und ist noch nie infrage gestellt worden.

Das geltende SeeUG 85 kennt kein Antragsrecht eines Unfallbeteiligten auf eine Untersuchung. Der hierzu jetzt neu gemachte Vorschlag des Bundesrats ist im Zusammenhang mit dem Gesetzesentwurf und dem dort vorgesehenen Verfahren zu sehen, das die Rechte der Beteiligten erheblich beschneidet. 

Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes kann ihre Erkenntnisse aus Unfällen jederzeit, also auch schon unmittelbar nach der ersten Vorermittlung in notwendige Maßnahmen umsetzen; das geschieht unabhängig von einer späteren Seeamtsentscheidung.

7. Welche Regelungen wurden für das Verfahren der Seeunfalluntersuchung, das der Bundesgesetzgeber 1995 einstimmig mit Zustimmung des Bundesrats eingeführt hat und nach dem z.B. der Seeunfall des Tankers „Baltic Carrier“ in der Ostsee im März 2001 untersucht wird, hinsichtlich der zentralen  Behörde, der Durchführung einer mündlichen Verhandlung, der Öffentlichkeit einer solchen Verhandlung und hinsichtlich des Widerspruchsverfahrens getroffen?

Im Verfahren nach § 24 a SeeUG 85 ist keine öffentliche mündliche Verhandlung vorgeschrieben, ein Widerspruchsverfahren gemäß § 21 SeeUG 85 ist nicht möglich, da die Untersuchung mit einem formlosen Bericht, nicht aber mit einer widerspruchsfähigen Entscheidung abschließt. Würde § 24 a SeeUG 85 wie oben vorgeschlagen abgeändert, und zwar durch eine Ergänzung des § 2 Abs. 1 SeeUG 85, würden diese Mängel beseitigt. Meines Wissens haben im Fall „Baltic Carrier“ die Beteiligten deutschen und dänischen Behörden teils gemeinsam, teils getrennt, ermittelt und das Verfahren sodann mit einem gemeinsamen Bericht geschlossen.

8. Bietet das jetzige SUG einen ausreichenden Rahmen zur Ursachenfeststellung?

a) Auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer?

b) Gibt es insbesondere datenschutzrechtliche Grundlagen, auf denen Beratungsunterlagen, Untersuchungsergebnisse und Beweismittel in der Hand deutscher Unfalluntersuchungsbehörden ausländischen Untersuchungsstellen zugänglich gemacht werden dürfen?

Das Verfahren des geltenden SeeUG 85 ist auf die Ursachenfeststellung konzentriert und ist seit jeher in diesem Sinne praktiziert worden.

a) Auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer ist das SeeUG 85 eine ausreichende gesetzliche Grundlage für die Unfalluntersuchung. Ermittlungen der Seeämter vor Ort in Übersee sind jedoch praktisch nur in Ausnahmefällen möglich, da die Ämter nicht über ausreichende Haushaltsmittel verfügen. 

Das Verfahren bei Beteiligung ausländischer Schiffe oder Interessen regelt der IMO-Code. Die dort empfohlene Zusammenarbeit ist allerdings nur möglich, wenn auch die ausländische Behörde den IMO-Code anwendet 

b) Die Seeamtsverhandlungen sind öffentlich; ausländische Stellen werden unterrichtet (§14 Abs. 4 SeeUG 85). Damit unterliegen die Verhandlungsgegenstände keinem Datenschutz. Unabhängig davon können einzelne, insbesondere geschäfts- oder personenbezogene Daten schutzwürdig sein. Unterlagen dieser Art dürfen ausländischen Stellen nicht ausgehändigt werden. 

9. Welche Schlussfolgerungen werden heute aus der Untersuchung von Seeunfällen gezogen? Können die Untersuchungsergebnisse zur Optimierung der Schiffssicherheit beitragen?

Aus den Schlussfolgerungen der Sprüche der Seeämter und des Bundesoberseeamts werden laufend Erkenntnisse für die Verbesserung der Schiffssicherheit gewonnen. Nach der Dienstanweisung zum Seeunfalluntersuchungsverfahren vom 08.11.1999 müssen die Seeämter mit der Vorlage ihrer Sprüche gesondert auf Maßnahmen hinweisen, die sich aus der Untersuchung ergeben. Zahlreiche wichtige Regelungen sind aufgrund dieser Berichte von den Wasser- und Schifffahrtsdirektionen, der See-BG und vor allem vom Bundesverkehrsministerium getroffen worden. Zu nennen sind die Dienstanweisung für Revierzentralen (Nautiker vom Dienst), Richtlinien zum Betrieb von Traditionsschiffen, Änderung der Schiffssicherheitsverordnung.

10. Wie wird die Neutralität der Bundesstelle nach dem Gesetzentwurf zur Seeunfalluntersuchung gewährleistet oder gibt es Möglichkeiten der Einflussnahme gegenüber der Bundesstelle?

Leiter und Mitarbeiter der Bundesstelle (Direktor, Untersuchungsführer, Fachkräfte) sind Bundesbeamte im Dienstbereich des BMVBW. Daraus können sich Abhängigkeiten herleiten, wenn – wie in der Vergangenheit schon verschiedentlich – Mängel oder Fehler aus dem Verantwortungsbereich des Ministeriums oder nachgeordneter Behörden zutage treten, die auch beträchtliche finanzielle Haftungen zufolge haben können. Dagegen sind die Feststellungen der Seeämter und des Bundesoberseeamt immer Entscheidungen eines Ausschusses von 5 gleichberechtigten Mitgliedern, von denen nur 2 (beim Bundesoberseeamt 1) Bundesbeamte sind, die übrigen sind ehrenamtliche Beisitzer – mit Stimmenmehrheit. So werden Interessenkollisionen vermieden.

11. Ist eine sofortige Patentenziehung bei eindeutigen Alkoholdelikten – wie sie nach § 14 Abs. 6 des geltenden Rechts vorgesehen ist – auch im Rahmen der Vorprüfung nach § 22 SUG möglich?

Eine sofortige Entziehung ist im Rahmen der Vorprüfung nach § 22 des Gesetzesentwurfes nicht möglich, sondern erst durch den späteren Spruch des Seeamtes nach mündlicher Verhandlung. 

Das halte ich für bedenklich. Die Patententziehung ist keine Strafe, sondern nur eine Maßnahme zum Schutz der Schifffahrt zulässig, sie muss also sofort erfolgen, ich verweise auf den Straßenverkehr. § 14 Abs. 6 SeeUG 85 ist mithin sachgerecht und wird so weitgehend von den Seeämtern praktiziert. 

12. Wie erfolgt die Unfalluntersuchung bei einem Unfall außerhalb deutscher Hoheitsgewässer derzeit?

a) Welche deutschen Seeunfalluntersuchungsbehörden sind zuständig?

b) Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden, um bei dienstlichem Interesse an Seeunfalluntersuchungen in internationalen Gewässern beteiligt zu werden?

Hier verweise ich auf meine Antworten zu den Fragen Nr. 2. und 8., einschlägige Bestimmungen für die Ermittlung sind die §§ 11, 12 und 13 SeeUG 85.

Soweit ausländische Schiffe oder Interessen berührt sind erfolgt ein unmittelbarer Kontakt mit den ausländischen Behörden i. S. des IMO-Code. Diese Zusammenarbeit wird meines Wissens seit längerem erfolgreich praktiziert. 

a) Im Wesentlichen das Seeamt des Heimat- oder Registerhafens, evtl. unter Mitwirkung deutscher Auslandsvertretungen, § 13 SeeUG 85. 

b) Anwendung der Nr. 7 – 9 des IMO-Codes, also vornehmlich Konsultationen und Zusammenarbeit mit anderen beteiligten Staaten. Dies ist bereits Praxis der Seeämter vgl. oben Frage und Antwort Nr. 2. Für Ermittlungen ist aber in jedem Falle eine Aufstockung der Haushaltsmittel erforderlich.

13. Welche Möglichkeiten ergeben sich nach Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs für eine nicht-normvollziehende Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei einem Seeunfall im deutschen Küstenmeer?

Keine, denn die Wasserschutzpolizei der Küstenländer muss vermöge ihres gesetzlichen Auftrags immer normvollziehend tätig werden. Die ihr zusätzlich durch Sondergesetze übertragene Schifffahrtspolizei wird parallel und gleichzeitig wahrgenommen.

14. Welche Vor- und Nachteile ergeben sich für Beteiligte und interessierte Gruppen (z.B. VDR) aus einer nichtöffentlichen Seeamtsverhandlung?

Für alle Beteiligten ist unverzichtbar, dass verhandelt wird, d.h. auch unterschiedliche oder gegensätzliche Auffassungen erörtert werden. Nach aller Erfahrung ist das kontradiktorische Verfahren das beste Mittel zur Erforschung des Tatbestandes. 

Die Öffentlichkeit der Verhandlung ist für alle Beteiligten vorteilhaft, da sie das Vertrauen der Bevölkerung in die Integrität staatlicher Funktionen und Verantwortlichkeit der Leistungsträger stärkt; die Beteiligten, auch Reeder, Werften, Versicherungen „haben nichts zu verbergen“. Nichtöffentlichkeit würde sicherlich zu Misstrauen gegenüber der Verwaltung, die oft Beteiligte ist, führen. Als prominenter Fall für die Notwendigkeit öffentlicher Verhandlung sei hier die „Pallas“ angeführt.

15. Welche Rolle kommt den ständig wichtiger werdenden Instrumenten der Mediation und freiwilligen Schiedsgerichtsbarkeit zu, um eventuellen Nachteilen entgegenzuwirken?

Beiden Instrumenten kommt meines Erachtens in der Unfalluntersuchung keine besondere Bedeutung zu. Hier sollen die Ursache von Unfällen festgestellt werden sowie das Verhalten der Beteiligten Personen. Erst danach ist Raum für eine Schiedsgerichtsbarkeit. 

16. Kann sich der Gesetzentwurf zur Frage der Vorprüfung zu Recht darauf stützen, dass es im deutschen Verwaltungsrecht prinzipiell keine öffentlichen Verfahren zur Entziehung oder Einschränkung von persönlichen Berechtigungen (insbesondere Fahrtberechtigungen) gibt, bei denen die Rollen von „Ankläger“ und „Richter“ in Personalunion bei einer Stelle liegen?

Diese Frage ist meines Erachtens zu verneinen. Verschiedene Berechtigungen, z.B. die Fahrerlaubnis für Kraftfahrzeuge sowie zahlreiche Betriebserlaubnisse können durch die Verwaltungsbehörde entzogen werden. Die Behörde entscheidet stets in eigner ungeteilter Zuständigkeit über Ermittlung, Beratung/Verhandlung und Entzug. 

17. Welche Vor- und Nachteile bringt im Verfahren der Patententziehung bzw.
 –einschränkung nach Abschnitt 4 des Entwurfs die Wiederherstellung der (durch § 23 Abs. 2 SeeUG ausgeschlossenen) gerichtlichen Berufungs-instanz?

Nach dem Gesetzesentwurf entfällt das Widerspruchsverfahren vor dem Bundesoberseeamt und damit eine seit jeher als fachlich besonders qualifiziert anerkannte zweite Instanz. Diese bewährte Funktion hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Gutachten zum Entwurf des SeeUG 85 veranlasst, den Verzicht auf die gerichtliche Berufung zu empfehlen.

Die Anerkennung der Sprüche des Bundesoberseeamt in der Praxis zeigt sich auch in der Statistik. Für die Jahre 1986 –  Oktober 2001: Es wurden 180 Widersprüche eingelegt, 65 (36 %) davon nach rechtlicher und tatsächlicher Prüfung zurückgewiesen. Sämtliche der insgesamt 14 verwaltungsgerichtlichen Klagen wurden abgewiesen.

Der anstelle des Instanzenzuges Bundesoberseeamt – Verwaltungsgericht tretende Instanzenzug Verwaltungsgericht – Oberverwaltungsgericht ist für die Betroffenen von Nachteil und widerspricht den Gesetzeszweck. Das Bundesoberseeamt ist im Gegensatz zu den Gerichten mit einem sachkundigen Juristen als Vorsitzenden und erstklassigen Fachleuten als Beisitzern besetzt. Der Betroffene ist hier besser aufgehoben als vor Gericht. Zwei Verwaltungsgerichtsinstanzen bedeuten eine oft unerträgliche Verzögerung der Entscheidungen einer für den Betroffenen wichtigen Lebensfrage.

18. Ist der Verzicht auf den Fachhochschulabschluss für Seelotsen (Artikel 5 § 9 Nr. 1 und 2) angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung in der Seeschifffahrt und der häufig multinationalen Zusammensetzung der Besatzungen angemessen ?

Nach dem 1997 In Kraft getretenen STCW-Übereinkommen kann ein Fachschul- und Fachhochschulabsolvent das gleiche nautische Wachoffizierspatent und nach entsprechender Wachoffiziersfahrzeit das Kapitänspatent für Schiffe über 500 BRZ in der Weltweiten Fahrt erwerben. Die Schiffsoffizier-Ausbildungsverordung ist insoweit dem STCW-Übereinkommen inzwischen angepasst worden. Das Ausbildungsergebnis der Fachhochschüler und der Fachschüler ist somit vom Verordnungsgeber gleichgestellt worden. Von daher ist grundsätzlich kein Unterschied zu machen zwischen dem Berufsbild des Kapitäns und des Lotsen. Es ist aber andererseits nicht zu verkennen, dass der Lotse im gewöhnlich anspruchsvollsten Teil der Reise tätig wird, d.h. immer dann wenn die Schadensrisiken Kollision und Grundberührung erheblich ansteigen. Von daher wäre zu erwägen, vom Fachschulabsolventen zusätzliche Qualifikationsmaßnahmen zu verlangen.

II. Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1. Handlungsbedarf

a) Hat sich das bisherige Verfahren in der Praxis im wesentlichen bewährt ?

b) Gibt es aus der Sicht der Praxis Wünsche zur Verbesserung des Verfahrens ?

c) Ist es dazu erforderlich, ein grundlegend neues Verfahren zu schaffen ?
a) Meines Wissens sind sich alle Verbände und Institutionen der Seefahrt darüber einig, dass sich das bisherige Verfahren in der Praxis im wesentlichen bewährt hat. Ich verweise auf das Symposium „10 Jahre SeeUG – hat es sich bewährt?“ des Deutschen Nautischen Vereins vom 11.09.1996 sowie den schriftlichen Bericht darüber.

b)
Verbesserungen ohne Gesetzesänderung:

· Unfälle im Inland: Vor-Ort-Ermittlung des Seeamtes, (gemeinsam mit der Wasserschutzpolizei) bei schweren Unfällen. 

· Unfälle auf Hoher See und im Ausland: Stärkere Einbindung der deutschen Auslandsvertretungen, höhere Haushaltsmittel für Dienstreisen.

· Empfehlungen im Spruch der Seeämter zur künftigen Vermeidung von Fehlern und Mängeln.

Verbesserungen mit Gesetzesänderung:

· Unfälle mit ausländischen Schiffen oder bei ausländischem Interesse: Verfahren nach Maßgabe des IMO-Codes. Ausreichende Haushaltsmittel für die erforderlichen Reisen. 

· Keine Pflicht zur Feststellung nichtunfallursächlichen Fehlverhaltens.

· Auflagen an Beteiligte bei Feststellung fehlerhaften Verhaltens.

c)
Das ist nicht nötig. Die Umsetzung kann durch wenige Ergänzungen bzw. Änderungen des SeeUG 85 erfolgen. Ich verweise auf meine Antworten zu den Fragen der Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen, Nr. 2. und 7. 

2. IMO-Code und Richtlinien

a) Gibt es einen europarechtlichen Zwang, den IMO-Code in nationales Recht bis zum 28. Februar 2002 umzusetzen?

b) Wenn ja, wäre dies im Rahmen des geltenden Seeunfall-Untersuchungs-Gesetzes möglich?

c) Ist es zweckmäßig, das deutsche Untersuchungsverfahren auf eine neue gesetzliche Grundlage zu stellen, nachdem die Europäische Kommission den Entwurf einer Verordnung zur Einführung eines europäischen Untersuchungsverfahrens vorgelegt hat?

d) Gibt es völkerrechtliche oder europarechtliche Vorgaben zur Ausgestaltung des Untersuchungsverfahrens oder ist der deutsche Gesetzgeber insoweit frei?

e) Ist es angemessen, die weitere Fortentwicklung der Untersuchungsregeln allein dem Verordnungsgeber und damit der Verwaltung zu überlassen (Art. 2 § 2 Abs. 2)?

a) Diesen Zwang sehe ich nicht. Es genügt ein gesetzlicher Hinweis auf die Anwendung des IMO-Codes ohne sonstige Änderungen des SeeUG 85. Hierfür besteht kein Terminzwang, vgl. auch meine Antwort oben zu den Fragen der Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen, Nr. 4.

b) Dies ist möglich durch eine Ergänzung von § 2 Abs. 1 SeeUG 85. Vgl. oben meine Antwort zu den Fragen 2. und 7. Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

c) Dies halte ich nicht für zweckmäßig. Dies umso weniger, als das deutsche Verfahren seit 123 Jahren erfolgreich praktiziert wird. Der vorgelegte Gesetzesentwurf bricht ohne zwingende Motive mit allen wesentlichen Grundlagen dieses bewährten Systems. Ein derartiges Vorgehen leuchtet mir am Vorabend einer bevorstehenden europäischen Regelung nicht ein. 

d) Art. 94 Abs. 7 SRÜ ist eine völkerrechtliche, die EG-Richtlinie 1999/35EG eine europarechtliche Vorgabe. Beide Vorschriften werden durch die Regeln des IMO-Code über die Zusammenarbeiten der Staaten (Nr. 6 - 9) ausgefüllt. Der Code ist rechtlich zwar unverbindlich, hat also nur empfehlende Wirkung und verweist verschiedentlich auf den Vorrang nationalen Rechts. Gleichwohl entspricht das geltende SeeUG 85 allen wesentlichen Untersuchungsregelungen des Codes und damit auch den Vorgaben. Der die Zusammenarbeit der Staaten bei Beteiligung ausländischer Schiffe oder Interessen regelnde § 24 a SeeUG 85sollte jedoch neu gefasst und systematisch besser platziert werden, siehe oben meine Antwort zu Frage Nr. 2, Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

Der Gesetzgeber hat für Form und Inhalt uneingeschränkte Gestaltungsfreiheit. 

e) Diese halte ich nicht für angemessen. Ob internationale Untersuchungsregeln verbindlich sind oder nicht, kann rechtlich unterschiedlich ausgelegt werden. Diese Regeln sind jedoch oft von großer praktischer Bedeutung. Eine Umsetzung durch Verordnung halte ich daher für nicht angemessen.

3. Vergleichbarkeit von Seeunfall- und Luftunfalluntersuchung

a) Steht in der Luftunfalluntersuchung die Auswertung technischer Ausfälle im Vordergrund oder die Ermittlung und Bewertung des Verhaltens von Personen, die am Unfall beteiligt sind?

b) Welche Bedeutung hat die Mitwirkung der Herstellerbetriebe in der Luftunfalluntersuchung? Wie ist in diesem Zusammenhang die Tatsache zu bewerten, dass es in der Luftfahrt nur wenige Herstellerbetriebe gibt?

c) Welche Bedeutung hat das Fehlen eines Voyage-Data-Recorders bei der Ermittlung von Unfallursachen in der Seeschifffahrt und welche für die Unfallursachenermittlung wesentlichen Faktoren könnten durch einen Voyage-Data-Recorder in der Seeschifffahrt nicht erfasst werden?

a)
Im Vordergrund steht die Auswertung technischer Ausfälle, vgl. meine Antwort zur Frage Nr. 5. g) Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

b) Die Herstellerbetriebe sind die wichtigsten und wesentlichsten Beteiligten an der Untersuchung, der Staat des Herstellerbetriebes hat umfangreiche Rechten und Pflichten im Untersuchungsverfahren. 

c) Das Fehlen eines Voyage-Data-Recorder wirkt sich aus bei wenigen oder keinen Ermittlungsergebnissen, also zumal bei Totalverlusten. Im Übrigen ergeben sich aus den erfassten VoyageDataRecorder-Aufzeichnungen wahrheitsnähere Tatbestände. Nicht erfasst werden die Daten nicht ausrüstungsfähiger Schiffe (weniger als 3.000 BRZ). Insgesamt werden nicht erfasst: Ladungsursachen (Gefahrgut), Zustand des Schiffes (Substandard) sowie menschliches Fehlverhalten, sofern es nicht die Navigation betrifft.

4. Fachkompetenz/Befriedungsfunktion

a) Können ehrenamtliche Sachverständige auch künftig an dem Unfalluntersuchungsverfahren im selben Umfang mitwirken wie bisher? Haben sie auch künftig eine eigenständige Entscheidungskompetenz?

b) Wie kann sichergestellt werden, dass die Ursachenermittlung künftig nicht durch finanzielle Zwänge eingeengt oder verzögert wird, wenn auf die Mitentscheidung durch ehrenamtliche Kräfte künftig verzichtet werden soll?

c) Haben die Betroffenen nach dem neuen Gesetz unter dem Gesichtspunkt eines fairen Verfahrens die gleichen Beteiligungsrechte und Einwirkungsmöglichkeiten auf das Verfahren wie bisher?

d) Ist nach der Aufgabe des Widerspruchsverfahrens eine in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht gleichwertige Überprüfungsmöglichkeit einer Ursachenfeststellung durch Verwaltungsgerichte erreichbar?

e) Welche Zeit- und Kosteneinwirkungen ergeben sich durch den Verlust des Widerspruchsverfahrens und die Verlagerung zu den Verwaltungsgerichten für die Beteiligten?

f) Ist zu erwaren, dass sich Unfallermittlungen und Verschuldensfeststellungen stärker als bisher auf Strafverfahren verlagert werden?

g) Kann sich aus den Ursachenfeststellungen in einem künftigen Gutachten eine rechtliche oder faktische Belastung eines Beteiligten ergeben und welcher Rechtsschutz würde ihm dagegen zur Verfügung stehen?

a) Diese Frage ist zu verneinen. Die bisherigen ehrenamtlichen Beisitzer, ausgewiesene Sachverständige, haben bisher zu allen Punkten des Spruchs ein volles Stimmrecht und dazu auch die Mehrheit (3:2). Diese ehrenamtlichen Beisitzer sind nach dem Gesetzesentwurf nicht mehr vorgesehen, da es kein Verfahren vor einem Ausschuss mit fünf Sitzen mehr gibt. 

b) Dieses kann nur durch sehr viel höhere Haushaltsansätze als in dem Gesetzesentwurf vorgesehen geschehen. Schifffahrtsachverständige veranschlagen für eine vergleichbare Tätigkeit für Versicherungen einen Stundensatz von DM 250 bis DM 300. Selbst für weniger komplizierte gutachtliche Stellungnahmen werden mindestens 6 Stunden veranschlagt. Auch die Reisekosten der Sachverständigen sind beträchtlich höher als die des öffentlichen Dienstes. 

c) Das sehe ich nicht. Von 1986 bis Oktober 2001 wurde gegen 23 % der Seeamtssprüche Widerspruch beim Bundesoberseeamt erhoben; hiervon führten 35 % zur Aufhebung, 20 % zur teilweisen Abänderung der Sprüche. Nach dem Gesetzesentwurf entfällt die Möglichkeit eines Widerspruchs.

Nach dem Gesetzesentwurf entfällt auch eine Verhandlung; die Beteiligten können also nicht zu abweichenden Aussagen – z.B. der Kollisionsgegner – unmittelbar Stellung nehmen. Gegen ihnen nachteiligen Feststellungen zur Unfallursache in dem abschließenden Bericht können sie nur unter sehr erschwerten Bedingungen Klage beim Verwaltungsgericht erheben. In aller Regel muss damit ein Rechtsanwalt beauftragt werden. 

d) Diese Gleichwertigkeit ist nicht gegeben. Die Klage ist erschwert, in vielen Fällen nicht möglich.

Das Bundesoberseeamt als Widerspruchsinstanz ist mit einem sachkundigen Juristen als Vorsitzenden, einem Kapitän auf Großer Fahrt als Ständigem Beisitzer und drei weiteren ehrenamtlichen Beisitzern, die je nach Lage des Falls, aus einer Liste hoch qualifizierter und erfahrener Sachkenner bestimmt werden, besetzt. Überdies stehen ihm die Fachbehörden des Bundes für alle technischen Spezialfragen zur Verfügung. Vorsitzender und Beisitzer haben die gleiche Stimme. 

Die Verwaltungsgerichte entscheiden als Kammer mit drei Richtern und zwei ehrenamtlichen Beisitzern. Sie verfügen von der Ausbildung her nicht über tiefergehende eigene Schifffahrtskenntnisse; Ursachenfeststellungen können sie in der Regel nur mit Hilfe privater Sachverständiger treffen. Aus dieser Gegenüberstellung ergibt sich ohne weiteres, dass die Überprüfungen der Ursachenfeststellung nicht gleichwertig sein kann.

e) Der Instanzenzug zu den Verwaltungsgerichten nimmt erfahrungsgemäß sehr viel mehr Zeit in Anspruch als das Widerspruchsverfahren beim Bundesoberseeamt. Ein Schwebezustand belastet in der Regel die Berufstätigkeit des Beteiligten. Bei Abweisung der Klage trifft dem Kläger eine Kostenlast, die ein Vielfaches der Kosten des Widerspruchsverfahrens betragen kann.

f) Dies ist zu erwarten. Seeämter und Bundesoberseeamt entscheiden nach einem förmlichen, gerichtsähnlichen Verfahren. Dies und ihre Besetzung mit sachkundigen Juristen als Vorsitzenden, Fachleuten als Beisitzern und die vieljährige anerkannte Praxis haben ein Vertrauensklima zur Justiz geschaffen. Die Staatsanwaltschaften und die Strafgerichte eröffnen ein Verfahren regelmäßig erst nach Abschluss des Seeamtsverfahrens und legen ihren Entscheidungen den Tatbestand der Sprüche der Seeämter oder des Bundesoberseeamts zugrunde. Mit den Wegfall der Unfallermittlungen und Feststellungen fehlerhaften Verhaltens (es erfolgt keine Verschuldensfeststellung) müssen Staatsanwälte und Strafgericht verstärkt tätig werden. Beteiligte werden stärker als jetzt in Strafverfahren verwickelt werden. 

g) Eine Belastung des Beteiligten ergibt sich regelmäßig aus den Feststellungen des Gutachtens, wenn sein Verhalten ursächlich oder mitursächlich für den Unfall war. Auch wenn Fehler oder Verschulden nicht ausdrücklich benannt werden, ergeben sich zwangsläufig Folgerungen für die persönliche Verantwortung.

5. Grundsatz der Öffentlichkeit

Dient der Grundsatz der Öffentlichkeit objektiven Interessen im Rahmen der Unfallursachenermittlung (Gerichtsprävention, Transparenz der Verwaltung, Vertrauen der Öffentlichkeit an objektiven Ursachenermittlungen)?

Die Öffentlichkeit einer Verhandlung dient in ganz besonderem Maße der Generalprävention: Die Studenten der nautischen Fachhochschulen nehmen in Begleitung ihrer Dozenten regelmäßig an interessanten Verhandlungen teil. Es gibt keine besseren Fallstudien. Im Übrigen verweise ich auch meine Antwort zu Frage Nr. 14. Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

6. Datenschutz

a) Ist es angemessen, personenbezogene Daten sowie Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse auch an solche ausländische Stellen weiterzuleiten, die ihrerseits ein geringeres Schutzniveau solchen Daten gegenüber aufweisen?

b) Welche Maßstäbe würden angelegt, wenn geprüft werden soll, ob die Auswirkungen der Weitergabe persönlicher oder geschäftlicher Daten ihre negativen Auswirkungen für die Betroffenen überwiegen?

a), b)

Hierzu beziehe ich zunächst auf meine Antwort zu Frage Nr. 8 b) Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

Der in öffentlicher Verhandlung erörterte Sachverhalt unterliegt keinem Datenschutz, da die darin enthaltenen Daten zwangsläufig „öffentlich“, also auch jedermann zugänglich geworden sind. Anders verhält es sich, mit dem nichtverhandelten Akteninhalt über personenbezogene Daten und Geschäft- oder Betriebsgeheimnisse. Sofern von einer anfragenden ausländischen Stelle angemessener Datenschutz nicht zugesichert wird, oder trotz Zusicherung zweifelhaft ist, gilt Folgendes: Mitteilung nur insoweit, als andernfalls die Sicherheit von Personen aktuell gefährdet sein würde.

7. Bundesratsvorschläge

a) Wird den Einwendungen des Bundesrates im neuen Gesetzentwurf Rechnung getragen?

b) Ist der Vorschlag des Bundesrats, die künftige Bundesstelle als Instanz zur Vorermittlung der Unfallursachen einzurichten und die Ermittlungsergebnisse anschließen in einem öffentlichen Verfahren zu klären und zu verhandeln, aus der Sicht der Praxis eine vernünftige Alternative?

c) Lässt sich die Existenzfähigkeit und Zukunft der Seeämter nach dem neuen Gesetzentwurf sichern?

a) Den Einwendungen des Bundesrats wird in keinem Punkte Rechnung getragen. Ich verweise auf die umfangreiche Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates von 01.06.2001.

b) Der Vorschlag des Bundesrats beruht wohl auf der Absicht, dem Regierungsentwurf wenigstens in einigen Punkten entgegen zu kommen. Anders ist ein gewisser Widerspruch nicht zu erklären, indem längere und zutreffende Ausführungen über die bewährte Ermittlungstätigkeit der Wasserschutzpolizei gemacht werden. 

Eine Bundesstelle für die Vorermittlung ist nicht geboten. Sachgerecht und zweckmäßig wäre doch eine Personalreserve von zwei bis drei qualifizierten Bediensteten, die bei Unfällen in Übersee und sonstiger dringender, nicht anderweitig wahrnehmbarer Ermittlungen eingesetzt und dem Bundesoberseeamt unterstellt werden könnten. Dies sollte auch zentrale Aufgaben der Auswertung und Dienstaufsicht über Seeämter, die in der Vergangenheit vom BMVBW nicht ausreichend wahrgenommen werden konnten, übernehmen. 

c) Diese Frage ist eindeutig zu verneinen. Patentenziehungen sind bisher selten gewesen und es ist nicht zu erwarten, dass sich daran etwas ändert. Bereinigt um die Alkoholfälle sind es im Jahresdurchschnitt 1986 – Oktober 2001 nur etwa 3,4 Fälle, davon 1,5 Sportbootführerscheine. Da nach dem Gesetzesentwurf noch ein Antrag der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Voraussetzung für ein Verfahren sein soll, verringert sich evt. auch noch diese Zahl. Das ist keine Existenzgrundlage für die fünf Seeämter, die nach dem Gesetzesentwurf ohnehin nur in der Mindestbesetzung eines Amtes fortbestehen sollen. Vier Ämter werden mithin reine Briefkastenbehörden werden. Das ist neu in der öffentlichen Verwaltung der Bundesrepublik Deutschland. Bei diesen geringen Anfall von Patententziehungen ist vorhersehbar, dass die Existenz der Seeämter nicht mehr lange bestehen wird. 

III. Fragen der Fraktion der FDP

1. Die BReg erklärt verschiedentlich zur Begründung des Gesetzentwurfes (Drs. 14/6455, S. 1, 2, 3, 73) wie auch der von ihr als Gesetzesmotiv zitierte sogenannte „Grobecker-Bericht“ (S. 72), die geltende deutsche Seeunfalluntersuchung entspreche nicht dem internationalen Standard und sei diesem anzupassen. Was verstehen Sie unter „internationalen Standard“ in diesem Sinne:

· die fachliche Qualität des Durchschnitts der wesentlichen  ausländischen Regelungen, gemessen an den Zwecken?

· Prävention, Verhütung von Unfällen, Lehren für Praxis und Ausbildung, Verbesserung von Vorschriften, Schutz der Schifffahrt vor unfähigen Patentinhabern?

oder

· die wesentlichen Normen der Staatengemeinschaft, also IMO-Code (sachlich unverbindliche Empfehlungen, beschränkt, verbindlich?) und EU-Richtlinie 1999/35 EG?

Entspricht das geltende deutsche Recht diesen Standard? Wie kann, falls nötig, eine Anpassung erreicht werden?

Der internationale Standard der Untersuchungsverfahren wird durch den IMO-Code gesetzt.

2. Wird in den beiden Gesetzentwürfen zur Neureglung der Seeunfalluntersuchung der IMO-Code A.849(20) ausreichend umgesetzt?

Der Gesetzentwurf der FDP-Fraktion setzt, soweit ich es sehe, den IMO-Code in zahlreichen Detailbestimmungen um.

3. Welche Auswirkungen wird die von der Kommission der EU am 06.12.2000 vorgeschlagene Verordnung zur Einrichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs, deren Artikel 2 Ziffer 1.-e) u.a. die Konzipierung eines gemeinsamen Verfahrens der Mitgliedstaaten zur Untersuchung von Seeschifffahrtsunfällen vorsieht

a) auf das geltende SeeUG

b) im Falle der Gesetzeskraft auf den Regierungsentwurf

c) im Falle der Gesetzeskraft auf den FDP-Gesetzentwurf

haben?

Vor dem Hintergrund dieses Verordnungsvorschlages sollte bedacht werden, ob es Sinn macht, unmittelbar vor Erarbeitung eines solchen europäischen Konzeptes für ein gemeinsames Verfahren zur Unfalluntersuchung in Deutschland ein neues Untersuchungsverfahren im Seeverkehr einzuführen. 

4. Die Bundesregierung sagt (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 57), dass die Widerspruchsverfahren in denn letzten Jahren drastisch abgenommen hätten (1998: 1, 1999: 2, 2000: 2) und deshalb in der Praxis keine Bedeutung mehr hätten. Wir beurteilen Sie die Bedeutung des Widerspruchsverfahren für den Bereich der Seeunfalluntersuchung:

a) Für die Seeunfalluntersuchung (Feststellung der Umstände, Ursachen begünstigenden Faktoren)?

b) Für den Entzug bzw. die Einschränkungen von Berechtigungen zur Führung von Schiffen, Sportfahrzeugen?

c) Welche Rechtsbehelfen sind gegen den Bericht der von der Bundesregierung geplanten Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung, mit dem ein Betroffener nicht einverstanden ist, möglich?
Der Rückgang der Widerspruchsverfahren ist zum einem darauf zurückzuführen, dass die Seeämter seit Jahren nicht mehr personell so besetzt sind wie sie einmal waren. Weniger Personen können weniger Seeunfälle bearbeiten. Zudem spricht der Rückgang von Widersprüchen gerade für die Qualität der Seeämter. Das Widerspruchsverfahren ist immer einem gerichtlichen Instanzenzug vorzuziehen. Vgl. oben meine Antwort zur Frage Nr. 4 d) Fraktion der CDU/CSU. Es ist die zweite Tatsacheninstanz. Erneut untersucht ein sachverständig besetztes Gremium den Seeunfall und ist dabei nicht durch den Inhalt des Widerspruchs eingeengt. Vielmehr hat das Bundesoberseeamt von Amts wegen die Aufgabe, die Ursache des Seeunfalls zu ermitteln und kann dabei auch und Ungunsten des Beschwerdeführers entscheiden. 

5. Welche Bedeutung messen Sie dem bisherigen Grundsatz der Öffentlichkeit der Seeamtsverfahren bei und wie beurteilen Sie die Begründung der Bundesregierung auf die Öffentlichkeit zu verzichten, da § 68 Abs. 1 S. 1 VwVfG die Nichtöffentlichkeit des Verwaltungsverfahrens vorsähe und dies auch dem Schutz der Verfahrensbeteiligten und der Wahrung der Objektivität der Amtsträger diene (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 55) und wie beurteilen Sie die diesbezügliche Regelung des § 19 Abs. 6 Ziffer 3 des FDP-Gesetzentwurfes?

Diesem Grundsatz ist sehr hohe Bedeutung beizumessen. Ich verweise auf meine Antwort zu Frage Nr. 5. Fraktion der CDU/CSU. Ich sehe nicht, dass nach dem VwVfG die Notwendigkeit besteht, auf die Öffentlichkeit des Seeamtsverfahrens zu verzichten.

6. Wie beurteilen Sie die Aussage der Bundesregierung (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 55), wonach durch Art. 3 des Ausführungsgesetzes vom 6. Juni 1995 zum UN-Seerechtsübereinkommen mit § 24 a SeeUG ein Verfahren beschlossen wurde, das keine öffentliche Verhandlung vorsehe und nur so eine Teilnahme an internationalen Untersuchungen mit anderen Staaten ermöglicht wurde und welche Bedeutung ist § 24 a SeeUG bei der Untersuchung von Seeunfällen, an denen unter ausländischer Flagge fahrende Schiffe beteiligt sind, im Vergleich zu den in § 1 SeeUG genannten Seeunfällen beizumessen?
Auch hier kann ich auf meine Antwort zu Frage Nr. 7. Fraktionen von SPD und Bündnis90/Die Grünen verweisen. Die genannten Normen geben nichts dafür her, von einer öffentlichen Verhandlung abzusehen.

7. In Abweichung aller anderen Unfalluntersuchungen wird u.a. vom Bundesrat, von Greenpeace und von der Schutzgemeinschaft Deutschen Nordseeküste eine Öffentlichkeit des Verfahrens bei Seeunfalluntersuchungen gefordert. Wie beurteilen Sie diese Forderung? Was unterscheidet die Seeunfalluntersuchung, so dass hier ein öffentliches Verfahren gerechtfertigt wäre?

Diese Forderung ist nachhaltig zu unterstützen. 

8. Der Bundesrat hat am 01.06.2001 ein Antragsrecht auf ein Untersuchungsverfahren für Beteiligte gefordert. Die Bundesregierung hält den Begriff „Beteiligter“ nicht für präzisierbar (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 54). Wie beurteilen Sie die Forderung des BR und wie beurteilen Sie die Gegenäußerung der Bundesregierung? Wie beurteilen Sie die Regelung gemäß § 4 Abs. 2 Ziffer 2 des FDP-Gesetzentwurfes?

Hierzu verweise ich auf meine Antwort zu Frage Nr. 7. Fraktion der CDU/CSU.

9. Welche zivilrechtliche Folgen (Schadensauseinandersetzung) sehen Sie für den Fall, dass sich das von der Bundesregierung vorgeschlagene Verfahren durchsetzt?

Die streitigen Schadenauseinandersetzungen nach Kollisionen werden sich zweifelsfrei stark erhöhen. Es fehlen die Sprüche der Seeämter, denen nach meiner richterlichen Erfahrung seit mehr als 20 Jahren am Hanseatischen Oberlandesgericht die Zivilgerichte folgen, ohne erneut Beweis durch Einholung eines Sachverständigengutachtens oder durch Zeugenvernehmung zu erheben.

10. Der Bundesrat hat in seinem Beschluss vom 01.06.2001 zwar die von der Bundesregierung geplante neue Bundesstelle grds. begrüßt, fordert aber den Abschlussbericht der Bundesstelle einem Seeamtsverfahren zu unterziehen. Die Bundesregierung lehnt dies ab, weil dies dem IMO-Code und der Richtlinie 1999/35 EG (Art. 12 Abs. 4) widerspreche, weil „die Untersuchung so effizient und zeitsparend wie möglich gemäß den Bestimmung des Codes für die Untersuchung von Seeunfällen abgeschlossen“ werden solle (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 56). Außerdem würden die Seeämter massiv überlastet, die Seeunfälle würden langsamer aufgearbeitet und die Kosten wären nicht zu vertreten. Wie beurteilen Sie diese Einschätzung der Bundesregierung? Wie beurteilen Sie die Auswirkungen auf die Praxis, wenn Sie das bestehende Verfahren und das beabsichtigte Verfahren vergleichen? Sind die bisherigen Verfahren länger als im internationalen Durchschnitt? Ist nach Umsetzung der EU-Richtlinie in der EU mit kürzeren Verfahren zu rechnen?

Die jüngsten Untersuchungsverfahren mit internationaler Beteiligung, die von deutschen Seeämtern durchgeführt wurden, haben kurzfristig zu Zwischenberichten geführt, die von dem Seeamtsvorsitzenden auch der Öffentlichkeit mitgeteilt wurden.

11. Wie beurteilen Sie die Aussage der Bundesregierung, das bisherige fehleranlastende („blame culture“) deutsche Seeamtsverfahren werde im Ausland abgelehnt (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 56).

Hierzu verweise ich auf meine Antwort zu Frage Nr. 3. der Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen. Hierzu gibt es dezidierte Äußerungen, die das Gegenteil zum Inhalt haben.

12. Wie beurteilen Sie die Behauptung der Bundesregierung, wonach in einschlägigen nautischen Fachkreisen seit Jahren Kritik am Abgleiten der Unfalluntersuchung in ein Verfahren mit Strafprozesscharakter geübt wurde, das (wegen der Öffentlichkeit des Verfahrens) mit erheblichen seelischen Belastungen der Verfahrensbeteiligten verbunden sei (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S. 57)?

Jedes Untersuchungsverfahren, über einen Unfall, an dem Menschen beteiligt sind, führt zwangsläufig zu seelischen Belastungen der Verfahrensbeteiligten. Ich vermag nicht zu sehen, dass sich daran etwas ändern wird, und zwar unabhängig von der Art des Verfahrens. 

13. Wie beurteilen Sie die Stellungnahme der Bundesregierung, wonach die Seeämter im bisherigen Verfahren keine Erkenntnisse zutage förderten, die zu Fortentwicklung der Sicherheit auf See dienlich waren und deshalb die neue Bundesstelle notwendig sei (Gegenäußerung der BReg., Drs. 14/6455, S. 56)? Welche Schlussfolgerungen werden heute aus der Untersuchung von Seeunfällen gezogen? Wenn die Aussage der BReg. stimmt, woran liegt dies? Wie beurteilen Sie § 3 des FDP-Gesetzentwurfes?

Ich verweise hierzu auf meine Antworten zu Frage Nr. 1 Fraktion der CDU/CSU.

14. Wird die Neutralität der nach dem Regierungsgesetzentwurfes einzurichtenden Bundesstelle gewährleistet sein oder gibt es Möglichkeiten der Einflussnahme?

Diese Neutralität ist in frage zu stellen. Ich verweise auf meine Antwort zu Frage Nr. 10. Fraktionen von SPD und Bündnis90/Die Grünen.

15. Wie erfolgt derzeit nach geltendem Recht die Unfalluntersuchung bei einem Unfall außerhalb deutscher Hoheitsgewässer? Und wie beurteilen Sie die Regelungen

a) im Regierungsentwurf?

b) im FDP-Gesetzentwurf?

Vgl. meine Antwort zu Frage Nr. 12. Fraktionen von SPD und Bündnis90/Die Grünen.

16. Wie beurteilen Sie die vorliegenden Gesetzentwürfe im Hinblick auf den Erhalt und die Ausnutzung von Fachkompetenz für das Untersuchungsverfahren?

Hierzu habe ich Stellung genommen unter Frage Nr. 4 a) der Fraktion der CDU/CSU.

17. Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit einer Voruntersuchung zur Tatsachenfeststellung? Und wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang die Regelung des § 17 des FDP-Gesetzentwurfes?

Ich verweise auf meine Antwort zu Frage Nr. 16. der Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

18. Wie beurteilen Sie die Gesetzentwürfe im Hinblick auf die Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchung?

Vgl. hierzu meine Antwort auf Frage Nr. 10. der Fraktionen der SPD und Bündnis90/Die Grünen.

19. Welche Auswirkungen haben die Gesetzentwürfe auf die vorhandene Organisationsstruktur der Seeämter?

Hier zeigen sich ganz erhebliche Auswirkungen. Vgl. meine Antwort auf Frage Nr. 7. c) der Fraktion der CDU/CSU.

20. Welche finanziellen Folgen haben die Gesetzentwürfe für den Bundeshaushalt?

Hier sehe ich durchaus finanzielle Folgen, da die Stellen ausgeweitet werden und weiter werden erheblich höhere Kosten anfallen, wenn man es mit der Untersuchung im Ausland ernst nimmt. 

21. Ist der Verzicht auf den Fachhochschulabschluss für Seelotsen (Art. 5 § 9 Nr. 1 und 2, Drs. 14/6455) angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung in der Seeschifffahrt und der häufig multinationalen Zusammensetzung der Besatzungen angemessen? Welche Auswirkungen wird die Absenkung der Qualifizierung auf die Attraktivität des Seelotsenberufs haben?

Hierzu habe ich Stellung genommen in meine Antwort auf die Frage Nr. 18. der Fraktionen SPD und Bündnis90/Die Grünen.

IV. Fragen der Fraktion der PDS

1. Feststellung von Fehlern bei Schiffsunfällen ohne Schuldzuweisung?

2. Einvernahme der Beteiligten ohne gleichzeitiges Beisein der Gegenseite als mögliche Fehlerquelle?
3. Sinn der mündlichen Verhandlung
4. Öffentlichkeit der Untersuchung
5. Unvoreingenommene Untersuchung bei Beteiligung einer Behörde?
6. Ist das Rechtsstaatsprinzip gewahrt, wenn keine Überprüfungsmöglichkeit in einem weiteren Verfahren besteht?
7. Verlagerung der Seeunfalluntersuchung auf die Straf- und die Zivilgerichte?
8. Einsparung von Kosten oder Mehrkosten durch das neue Gesetz?
    Alle von der Fraktion der PDS formulierten Fragen sind bereits in 

    meinen vorstehend gegebenen Antworten behandelt worden. 

    Darauf nehme ich Bezug.

Dr. Fritz Frantzioch

